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Sachdarstellung der Verwaltung:  
Grundsätzlich ist der Adressat zur Erfüllung des Rechtsanspruchs für kreisangehörige Städte 
und Gemeinden der Träger der Jugendhilfe in dem Fall die Kreisverwaltung Mainz-Bingen 
und hier das Jugendamt. 
 
In 2025 startete die KV eine Taskforce, um mit den Trägern der Grundschulen eine 
gemeinsame Strategie zu erarbeiten, die leider bis zum heutigen Tag in Sachen der 
Ferienbetreuung noch keinen Beschluss der Gremien des Landkreises zum Ergebnis hat. 
 
Unabhängig hiervon ist die Verbandsgemeinde Rhein-Selz in allen 8 Grundschulen in der 
Lage, während der Schulzeit, den Kindern ein Angebot für den Betreuungsanspruch zur 
Verfügung zu stellen. 
In den Grundschulen Guntersblum, Hahnheim, Dolgesheim, Mommenheim, Nierstein, 
Undenheim in Form der vorhandenen Ganztagsschulen und in den Schulen in Oppenheim 
und Dienheim in Form der betreuenden Grundschule. Die vom Ganztagskonzept nicht 
erfüllten Randzeiten in der Betreuung, werden von externen Anbietern abgedeckt. Allerdings 
haben Bedarfserhebungen in den Grundschulen von Mommenheim und Dolgesheim keinen 
Betreuungsbedarf an den vom Ganztagsbetrieb nicht abgedeckten Zeiten am 
Freitagnachmittag ergeben.  
 
Bezüglich der 8 Wochen Ferienbetreuung, mit einem Betreuungsvolumen von 8 Stunden pro 
Tag, ist die Kreisverwaltung dabei, noch eine Lösung zu finden, momentan stellt sich dies so 
dar, dass die 4 Wochen erlaubte Schließzeit, für die Herbstferien 2026 und die 
Weihnachtszeit in Anspruch genommen werden sollen und somit die Betreuung für die 
Osterferien 2027 zum ersten Mal geschaffen werden soll. 
 
Für das Schuljahr 2026/2027 besteht der Rechtsanspruch für die Kinder der 1. Klasse bis zum 
Schuljahr 2029/2030 dann für alle Grundschulkinder. 
 
Die Ferienangebote werden nicht in allen vorhandenen Grundschulen einer 
Verbandsgemeinde platziert werden können, sondern sollen in Abstimmung mit freien 
Trägern, Ferienprogrammen der Kreisvolkshochschule und Ferienprogrammen der einzelnen 
Verbandsgemeinden, falls vorhanden, und hier auch übergreifend über die Grenzen von 
Verbandsgemeinden hinaus, angeboten werden. 
 
Der Transport zu diesen Betreuungsorten muss seitens der Eltern organisiert und finanziert 
werden. Die Angebote werden von den jeweiligen Anbietern mit den Eltern direkt 
abgerechnet. 
 
Ab dem Schuljahr 2027 sollen die Schulträger zu Beginn eines jeden Kalenderjahres eine 
Bedarfsabfrage durchführen, in der die Eltern ihren Bedarf an einem Angebot nach dem 
Ganztagsförderungsgesetz für die Schulferien des jeweiligen Jahres verbindlich angeben 
müssen. 
 
Diese Bedarfsabfrage bei den Eltern, muss bis zum 1.3. eines jeweiligen Jahres an die 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen übermittelt werden. Für die im Rahmen der Bedarfsabfrage 
gemeldeten Kinder besteht ein verbindlicher Anspruch auf ein entsprechendes 
Ferienangebot. 
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Wer die Betreuung vor Ort realisieren soll, ist noch nicht entschieden und wird in den 
nächsten Sitzungen der Taskforce ausgearbeitet werden. 
 
In der Taskforce wurden bisher Mindeststandards erarbeitet wie z.B. eine einheitliche 
Finanzierungsregelung, eine entsprechende Personalstruktur und der allgemeinen 
Organisation.  
 
Weiterhin existiert noch kein Beschluss des Kreistages, ob und in welcher Höhe etwaige 
Förderzusagen an die Veranstalter vor Ort fließen werden. 
 
 


